Taiwan als Demokratievorbild in Asien

Hoffnungsvolle Entwicklung der Inselrepublik unter dem Damoklesschwert
militirischer Bedrohung durch die Volksrepublik China

Frédéric Krumbein

Seit Aufhebung des Kriegsrechts 1987 hat sich Taiwan in beeindruckendem Tempo zu
einer reifen Demokratie entwickelt. Anfang 2016 gewann die Kandidatin der Demo-
kratischen Fortschrittspartei (DPP), Tsai Ing-wen, die Pridsidentschaftswahlen. Wiahrend
ihrer bisherigen Amtszeit folgten Meilensteine fiir die Achtung der Menschenrechte,
etwa die Aussetzung der Todesstrafe. Allerdings steht die Entwicklung in Taiwan im

Kontrast zur zunehmend autoritiren und nationalistischen Herrschaft unter Xi Jinping

auf dem chinesischen Festland. Die sich weiter vertiefende politische Kluft zwischen
den beiden Seiten der Taiwanstrae erh6ht das Konfliktpotential.

Die Wahlen vom 16. Januar 2016 in der Re-
publik China, wie Taiwans offizieller Name
lautet, ergaben zum ersten Mal eine Parla-
mentsmehrheit fiir die DPP und brachten
die erste Frau an die Spitze der Regierung.
Die Republik China ist die bislang einzige
chinesische Demokratie. Als Nachfolgestaat
des chinesischen Kaiserreichs 1912 von Sun
Yat-sen gegriindet, wurde sie von 1928 bis
1975 autoritdr von Chiang Kai-shek regiert.
Nach der Niederlage im Biirgerkrieg gegen
die Truppen der chinesischen Kommunisti-
schen Partei 1949 sah sich die Republik auf
das Territorium Taiwans und einige kleine
Inseln zurtickgedringt.

Erst nachdem Chiang Kai-sheks Sohn
1987 das Kriegsrecht aufgehoben hatte,
begann ein Prozess der Liberalisierung, der
in die ersten freien Wahlen 1992 miindete.
Seitdem ist Taiwan zu einer der lebendig-

sten Demokratien Asiens avanciert. Mit
9,53 auf einer Skala bis zehn fiihrt Taiwan
den Bertelsmann Transformation Index fiir
2016 an und ldsst damit Stidkorea sowie
die ost- und mitteleuropdischen Mitglieds-
linder hinter sich. Der Index bildet die
demokratische und wirtschaftliche Entwick-
lung in 129 Entwicklungs- und Transforma-
tionsldndern ab, die tiber zwei Millionen
Einwohner aufweisen und 1989 kein Mit-
glied der OECD waren. In ihrem Weltbericht
2018 zu politischen und biirgerlichen Men-
schenrechten bewertet die internationale
Nichtregierungsorganisation Freedom
House Taiwan mit 93 von 100 moéglichen
Punkten. Hinter Japan (96) rangiert Taiwan
in Asien auf dem zweiten Platz und liegt
zudem vor Frankreich (90) und den USA (86).

Ein Vorbild ist Taiwan auch im Hinblick
auf die Rolle von Frauen in der Politik.

Dr. Frédéric Krumbein ist Gastwissenschaftler in der Forschungsgruppe Asien. Dieses SWP-Aktuell wurde im Rahmen eines
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Présidentin Tsai ist das erste weibliche
Staatsoberhaupt der Insel und tiberdies kei-
ne Angehorige oder Ehefrau eines bekann-
ten Staatsmannes, wie sonst in asiatischen
Staaten iiblich, in denen Frauen hoéchste
Staatsdmter bekleiden. Zudem sind 38%
der taiwanischen Parlamentsabgeordneten
Frauen. Damit liegt das Parlament in Taipeh
weit Uiber dem globalen Durchschnitt von
22% und weist auch einen héheren Frauen-
anteil auf als der Deutsche Bundestag.

Zudem hat das 15-kopfige Verfassungs-
gericht 2017 entschieden, dass bis Mai 2019
die gleichgeschlechtliche Ehe eingefiihrt
werden muss. MaRgeblich dafiir waren
sieben von Tsai neu ernannte Richter, da-
runter der Vorsitzende. Damit wird Taiwan
voraussichtlich Asiens erstes Land mit der
Ehe fiir alle sein. Dieses Urteil zeigt, dass
die Gesellschaft in puncto LGBTQ-Rechte
vergleichsweise progressiv denkt, auch
wenn Diskriminierung in Teilen der Bevol-
kerung weiterhin gang und gébe ist.

Seit die Volksrepublik China 1971 den
Platz der Republik China in den Vereinten
Nationen (VN) eingenommen hat, ist Taiwan
dort kein Mitglied mehr und kann darum
keine internationalen Menschenrechts-
vertrige ratifizieren. Trotzdem hat es in
den letzten Jahren bislang sechs der neun
sogenannten Kern-Menschenrechtsvertrage
der VN in nationales Recht tiberfiihrt. Dazu
zdhlen die beiden zentralen Pakte iber
biirgerliche und politische sowie iiber wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte.

Ferner verfiigt Taiwan tiber die grofite
Meinungs- und Pressefreiheit aller asiati-
schen Staaten. Auch deshalb wurde die
Insel 2017 Heimstatt des ersten Asien-Biiros
der Organisation Reporter ohne Grenzen.

AuRBerdem hat die neue Regierung ein
stilles Moratorium fiir die Todesstrafe ver-
hingt, so dass seit ihrem Amtsantritt im
Mai 2016 niemand mehr hingerichtet
wurde. 2017 war damit das erste Jahr seit
2009 ohne Exekutionen. Da aber nach wie
vor die Mehrheit der Bevolkerung die Todes-
strafe befiirwortet, gibt es weder ein offi-
zielles Moratorium noch Diskussionen tiber
die Anwendung der Todesstrafe, sondern

nur die stillschweigende Absicht der Regie-
rung, diese Strafform nach Méglichkeit
nicht mehr anzuwenden.

Schlief3lich bemiiht sich die Regierung
darum, vergangene Menschenrechtsverlet-
zungen aufzuarbeiten. Im August 2016 hat
Prasidentin Tsai Taiwans indigene Bevolke-
rung um Verzeihung fiir erlittenes Unrecht
gebeten, etwa fiir Vertreibungen aus an-
gestammten Gebieten. Wahrend der Dikta-
tur Chiang Kai-sheks und spater seines Soh-
nes wurden zudem Zehntausende Taiwaner
inhaftiert, gefoltert und getotet. Die Regie-
rung treibt die Auseinandersetzung mit
diesen Verbrechen voran, etwa mit Hilfe
einer eigens geschaffenen Kommission.

Neben der (zurzeit nicht angewandten)
Todesstrafe kritisieren Menschenrechts-
organisationen hdufig drei Missstinde bei
Taiwans Menschenrechtslage: die Diskri-
minierung ausldndischer Arbeitskréfte vor
allem aus Siid- und Siidostasien, die zum
Teil unter ausbeuterischen Verhdltnissen
auf Fischerbooten und in Privathaushalten
arbeiten, das Fehlen des Rechts auf Asyl
sowie die Nichtexistenz einer unabhingi-
gen nationalen Menschenrechtsinstitution,
vergleichbar dem Deutschen Institut fiir
Menschenrechte. Zwar diskutiert Taiwans
Parlament seit lingerem dartiber, das Asyl-
recht einzufiihren. Befiirchtet wird indes,
dass dann zahlreiche Festlandchinesen um
Asyl bitten kénnten und dessen Gewdhrung
womoglich die Volksrepublik provoziert.
Ein groRRes Problem im demokratischen
System ist auch die starke Polarisierung
zwischen den beiden grof3ten Parteien DPP
und KMT.

Demokratie als Teil von

Taiwans Identitit

Anders als tiber die eigene Identitdt herrscht
in Taiwan Einigkeit Giber die Demokratie
als Herrschaftsform. Nicht mehr als fiinf
Prozent der Bevolkerung halten die rasche
Wiedervereinigung mit Festlandchina fiir
wichtiger als die Bewahrung der demokra-
tischen Werte Taiwans. Unabhdngig von
ihrer Parteizugehorigkeit haben Taiwans



Prasidenten stets den demokratischen Kon-
sens der Gesellschaft betont.

Taiwans Demokratisierung ging mit einer
»Taiwanisierung« einher. 56% der Bevolke-
rung sehen sich heute als Taiwaner, 37% als
Taiwaner und Chinesen und nur ein kleiner
Prozentsatz ausschliel3lich als Chinesen.

Taiwans externe
Menschenrechtspolitik

Taiwan ist de facto ein souverdner Staat, da
es liber ein eigenes Territorium, ein eigenes
Volk und eine effektive Staatsgewalt verfiigt.
Allerdings ist Taiwan nur von 20 kleinen
Staaten formal anerkannt und wird von der
Volksrepublik China als Teil ihres Territo-
riums angesehen. Die allermeisten Staaten
verfolgen eine »Ein-China-Politik« und er-
kennen wie Deutschland nur die Volks-
republik China offiziell an, auch wenn viele
von ihnen informelle Beziehungen zu Tai-
wan unterhalten.

Aus diesem Grund verfiigt Taiwan nur
tiber sehr eingeschriankte Moglichkeiten,
Demokratie und Menschenrechte auch
aulBerhalb seines Territoriums zu férdern.
Das AuRenministerium hat keine eigene
Menschenrechtsabteilung, die Entwick-
lungshilfe umfasst keine einschldgigen
Programme. Mit Kritik an der Menschen-
rechtsbilanz ausldndischer Regierungen
hilt sich die Inselrepublik zuriick, denn sie
kann es sich nicht leisten, ihre wenigen
diplomatischen Verbiindeten und andere
Staaten vor den Kopf zu stof3en.

Trotzdem ist Taiwan die Forderung von
Demokratie und Menschenrechten inner-
und aulerhalb des eigenen Staates wichtig.
Das entspricht dem Selbstverstdndnis als
»Musterbiirger in der globalen Zivilgesell-
schaft«, wie sich Prédsidentin Tsai in ihrer
Antrittsrede ausdriickte, und dem Ideal des
Staatsgriinders Sun Yat-sen. Auch stirkt das
Engagement des Landes fiir Menschenrech-
te seine Beziehungen zu den wichtigsten
Verbiindeten USA und Japan sowie der
Europdischen Union. Zudem wiinscht sich
Taiwan ein demokratisches Festlandchina,
da die unterschiedlichen politischen

Systeme das grofdte Hindernis fiir ein besse-
res Verhdltnis darstellen.

Um fiir Menschenrechte einzutreten,
nutzt Taiwan vor allem indirekte Wege,
wie die Taiwan Foundation for Democracy.
Die Stiftung wird zwar vom Aufenministe-
rium finanziert, arbeitet aber weitgehend
unabhdingig und verfiigt tiber ein Jahres-
budget von etwa vier Millionen US-Dollar.
Die Stiftung férdert nicht nur Demokratie
und Menschenrechte in Asien. Sie dient
auch der internationalen Vernetzung,
indem sie Projekte finanziert, Stipendien
vergibt, wissenschaftliche Zeitschriften
herausgibt und den Asia Democracy and
Human Rights Award verleiht. Zudem hat
Taiwan ein internationales Zentrum fiir
Nichtregierungsorganisationen gegriindet.
Nach dem Willen der Regierung soll es das
groldte Zentrum fiir zivilgesellschaftliche
Organisationen in Asien werden.

Bedrohung durch die Volksrepublik
Taiwan hat sich zu einer in vieler Hinsicht
vorbildlichen Demokratie entwickelt. Doch
die Volksrepublik China wirft ihren grof3en
Schatten auf die kleine Inselrepublik. Unter
Fiihrung von Xi Jinping wird der Nachbar-
staat autoritdrer und nationalistischer. In
seinen ersten fiinf Jahren als Generalsekre-
tar der Kommunistischen Partei Chinas
(KPCh), Staatsprédsident und Vorsitzender
der Zentralen Militirkommission (und da-
mit Oberbefehlshaber der Streitkrifte) hat
Xi das Militdr modernisiert sowie inner-
parteiliche Gegner und Oppositionelle

gnadenlos verfolgen und inhaftieren lassen.

Ein trauriger Hohepunkt war der Tod des
Friedensnobelpreistrigers Liu Xiaobo am
13. Juli 2017 in chinesischer Haft.

Auf dem 19. Parteitag der KPCh im Ok-
tober 2017 wurden die »Gedanken Xi Jin-
pings« in die Parteistatuten aufgenommen.
Anders als frither tiblich wurde beim
Parteitag kein potentieller Nachfolger fiir
Xi prdsentiert. Zum einen macht ihn dies
zum madachtigsten Staats- und Parteifiihrer
seit Deng Xiaoping. Zum anderen konnte
Xi planen, nach Ablauf seiner zweiten Amts-
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zeit als Generalsekretar der KPCh 2022
weiter im Amt zu bleiben. Damit bréiche er
mit einer seit Mao Zedongs Tod 1976 etab-
lierten Tradition. Xis politisches Ziel der
»grofden Wiederauferstehung der chine-
sischen Nation« schlie3t die Vereinigung
mit Taiwan ein. Im Gegensatz zu seinen
Vorgédngern zieht er dafiir offenbar auch
ein gewaltsames Vorgehen in Betracht.

Militdrische Fiahigkeiten, Nationalismus
und soziale Kontrolle als Kern von Xis Ideo-
logie, verbunden mit der Entscheidungs-
stidrke des Staats- und Parteifiihrers, gefahr-
den Frieden und Stabilitdt beidseits der
Taiwanstraf3e. Beijings jiingste Provokatio-
nen ndhren Furcht vor Krieg. So hat der
Flugzeugtriger der Volksrepublik kiirzlich
die Taiwanstrafde durchquert und Kampf-
flugzeuge der Volksbefreiungsarmee um-
runden regelmédfdig die Insel. Anfang 2018
hat die Volksrepublik einseitig neue Flug-
routen tber der TaiwanstraRe erdffnet. Sie
liegen sehr nah an der bislang von beiden
Seiten respektierten Demarkationslinie der
Flug- und Seegebiete. Anscheinend will die
Volksrepublik die Reaktionen Taiwans und
der USA testen.

USA als Schutzmacht Taiwans
Die USA registrieren die militdrische Be-
drohung. Sie fiihlen sich verpflichtet, Tai-
wan zu verteidigen, ohne jedoch zu spezi-
fizieren, wie weit sie dabei gehen wiirden.
In Zeiten einer republikanischen Adminis-
tration und eines republikanisch dominier-
ten Kongresses unterhalten die USA sehr
gute Beziehungen zu Taiwan. Am 2. Dezem-
ber 2016, kurz nach seiner Wahl zum Prési-
denten der USA, hat Donald Trump einen
Anruf der taiwanischen Prédsidentin Tsai
Ing-wen entgegengenommen. Damit hat
er den ersten direkten Kontakt zwischen
einem (designierten) US-Prdsidenten und
einem Staatsoberhaupt Taiwans seit fast 40
Jahren eingeleitet. Kurz darauf hat Trump
aber die Ein-China-Politik der USA bestdtigt
und so die Volksrepublik vorerst beruhigt.
Der National Defense Authorization Act
for Fiscal Year 2018, der das Budget des US-

amerikanischen Verteidigungsministeri-
ums enthdlt und im Dezember 2017 von
Prdsident Trump unterzeichnet wurde,
stdrkt ebenfalls das Bekenntnis der USA zu
Taiwan. So werden dort eine Teilnahme
Taiwans an militirischen Ubungen der US-
Streitkrdfte und das Einlaufen amerikani-
scher Kriegsschiffe in taiwanische Héfen als
Moglichkeiten aufgefiihrt, auch wenn das
Pentagon diese Optionen wahrscheinlich
nicht umsetzen wird. Nachdriicklicher als
in friheren Nationalen Sicherheitsstrate-
gien der USA bekréftigen diese ihre engen
Beziehungen zu Taiwan auch in ihrer
neuen Strategie vom 18. Dezember 2017.
Allerdings zogert Washington, entschlossen
auf die verstidrkte Bedrohung Taiwans zu
antworten. Trumps Vorgdnger waren in
diesem Punkt energischer. Nach chinesi-
schen Drohungen anlésslich der ersten frei-
en Prisidentschaftswahlen in Taiwan 1996
entsandte Président Bill Clinton Flugzeug-
trédger in die Region. Priasident George W.
Bush stellte 2001 klar, dass die USA Taiwan
im Falle einer chinesischen Aggression
verteidigen wiirden, und zwar »whatever
it takes«.

Fazit
Eine militdrische Konfrontation zwischen
den Kontrahenten beidseits der Taiwan-
strafle kénnte in einen Krieg der Volks-
republik mit den USA miinden. Daher soll-
ten Deutschland und die EU gegentiiber
Beijing regelmiRig ihren Wunsch zum
Ausdruck bringen, dass der Konflikt um
Taiwan friedlich beigelegt werden moge.
Was Taiwan selbst betrifft, sollten
Deutschland und die EU die Fortschritte im
menschenrechtlichen Bereich wiirdigen,
auf Beibehaltung des Moratoriums fiir die
Todesstrafe drangen sowie eine Diskussion
auf der Insel tiiber diese brutale Form der
Strafe anregen. Mehr und bessere Informa-
tionen fiir die taiwanische Bevolkerung
iiber dieses Problem wéren ein wichtiger
Schritt zur dauerhaften Abschaffung der
Todesstrafe.


https://www.swp-berlin.org/ueber-uns/qualitaetssicherung/
https://www.swp-berlin.org/ueber-uns/qualitaetssicherung/
https://www.swp-berlin.org/ueber-uns/qualitaetssicherung/

	Einleitung
	Demokratie als Teil von Taiwans Identität
	Taiwans externe Menschenrechtspolitik
	Bedrohung durch die Volksrepublik
	USA als Schutzmacht Taiwans
	Fazit

